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EU-weite CO2-Bepreisung und Optionen zur 
Einnahmenverwendung 
Effekte auf Emissionen, Wirtschaft und Verteilung 
Claudia Kettner, Daniela Kletzan-Slamanig, Mark Sommer, Gerhard Streicher 

 Mit dem Europäischen Klimagesetz hat sich die Europäische Union verpflichtet, bis 2050 klimaneutral zu 
werden. Ab 2027 wird ein zweites Emissionshandelssystem eingeführt, das Emissionen aus dem 
Straßenverkehr und dem Gebäudesektor bepreist. 

 Der vorliegende Beitrag analysiert die Effekte einer EU-weiten CO2-Bepreisung in Verbindung mit 
unterschiedlichen Rückvergütungsoptionen mit dem makroökonomischen Modell ADAGIO. 

 Die Einführung der CO2-Bepreisung hat in der EU insgesamt negative makroökonomische Effekte, 
wobei ihr Ausmaß je nach Rückvergütungsoption und den Modellannahmen variiert. 

 Für Österreich und Polen, die im Detail betrachtet wurden, ergeben die Szenarien leicht positive 
makroökonomische Auswirkungen.  

 Zudem bestätigt die Modellanalyse einen Trade-off zwischen makroökonomischer Effizienz und dem 
Entlastungspotenzial für einkommensschwächere Haushalte durch unterschiedliche Optionen der 
Einnahmenrückvergütung. 

 

 
Auswirkungen der Einnahmenrückvergütung auf das real verfügbare 
Haushaltseinkommen nach Einkommensquintilen  

 

Die Einnahmenrückvergütung ist zentral, um unerwünschte Verteilungswirkungen zu 
minimieren. Die Klimadividende führt als einzige Option zu einem leichten Anstieg des 
Haushaltseinkommens der unteren zwei Quintile (Q: WIFO-Berechnungen). 

 

"Der EU-Fonds für einen 
gerechten Übergang 
kann dazu beitragen, 
die negativen sozioöko-
nomischen Auswirkun-
gen der grünen Transfor-
mation abzumildern und 
eine Verschärfung der 
Ungleichheit innerhalb 
und zwischen den Län-
dern zu verhindern." 
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EU-weite CO2-Bepreisung und Optionen zur Einnahmen-
verwendung. Effekte auf Emissionen, Wirtschaft und 
Verteilung 
Obwohl mit dem Emissionshandelssystem 2 (ETS 2) die Ein-
führung eines EU-weiten CO2-Preises für die Sektoren Ge-
bäude und Verkehr bereits beschlossen wurde, sind detail-
lierte Analysen zu den makroökonomischen und vertei-
lungspolitischen Auswirkungen bislang rar. Der vorliegende 
Beitrag stützt sich auf das makroökonomische Modell 
ADAGIO, um die Effekte der EU-weiten CO2-Bepreisung in 
sechs verschiedenen Szenarien zur Einnahmenrückvergü-
tung zu simulieren. Mit Österreich und Polen stehen neben 
der EU 27 zwei Länder im Zentrum der Analyse, die sich hin-
sichtlich ihrer Energiesysteme und Wirtschaftsstruktur erheb-
lich unterscheiden. Der Fokus liegt auf den makroökonomi-
schen Effekten der CO2-Bepreisung einschließlich Rückver-
gütung, ihrem Beitrag zur Emissionsreduktion und auf ihren 
Verteilungswirkungen.  

 EU-wide Carbon Pricing and Options for Revenue 
Recycling. Effects on Emissions, Economy and Distribution 
While the EU has already adopted an EU-wide carbon 
price for the buildings and transport with the Emissions Trad-
ing System 2 (ETS 2), detailed analyses of the macroeco-
nomic and distributional effects are rare. This article applies 
the macroeconomic model ADAGIO to simulate the ef-
fects of EU-wide carbon pricing under six different revenue 
recycling options. Austria and Poland, two countries that 
differ considerably in terms of their energy systems and 
economic structure, are at the centre of the analysis. The 
focus is on the macroeconomic effects of carbon pricing, 
its contribution to emissions reduction and its distributional 
effects.  
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1. Hintergrund 

Mit dem im Jahr 2021 verabschiedeten Euro-
päischen Klimagesetz hat sich die Europäi-
sche Union rechtlich verpflichtet, bis 2050 kli-
maneutral zu werden, und damit die Not-
wendigkeit anerkannt, den anthropogenen 
Klimawandel ambitioniert zu bekämpfen. 
Das Gesetz enthält das Zwischenziel, die 
Treibhausgasemissionen bis 2030 um 55% im 
Vergleich zu 1990 zu reduzieren. Obwohl die 
EU-weiten Emissionen in den letzten drei 
Jahrzehnten (1990/2022) um 31% gesunken 
sind, erfordert das Erreichen des ehrgeizigen 
langfristigen Dekarbonisierungsziels weitere 
Anstrengungen. Der Treibhausgasausstoß 
muss in allen Bereichen, insbesondere in den 

 
1)  Es steht nur mehr die Reform der Energiesteuerricht-
linie aus. Das Einstimmigkeitsprinzip bei Steuerfragen 
erweist sich seit Jahrzehnten als großes Hindernis für 
die Reform der Energiebesteuerung in der EU. Nicht 

Sektoren Gebäude und Verkehr, drastisch 
gesenkt werden. 

Das 2021 vorgestellte "Fit for 55"-Paket soll ei-
nen regulatorischen Rahmen schaffen, der 
sicherstellt, dass die Klimaziele in den EU-
Mitgliedsländern auf faire und kosteneffizi-
ente Weise erreicht werden können. Daher 
wurde die EU-Klima- und Energiepolitik an-
gepasst und neue Instrumente eingeführt. 
Fast alle legislativen Vorschläge des Pakets 
wurden inzwischen angenommen1). Für 
große Emittenten in Industrie und Energieer-
zeugung führte die EU bereits 2005 das Euro-
päische Emissionshandelssystem (EU-ETS) ein, 

zuletzt aufgrund des Widerstandes einiger Mitglieds-
länder (insbesondere Polens) ist eine Einigung derzeit 
nicht in Sicht. 

Im Rahmen des "Fit for 
55"-Pakets wurde die 
Einführung eines EU-
weiten Emissionshan-
delssystems für Ge-
bäude und Verkehr be-
schlossen. 



WIFO  ■  Monatsberichte 10/2024, S. 587-598 CO2-Bepreisung 589 
 

das etwa 45% der gesamten Treibhaus-
gasemissionen erfasst. Für diese Sektoren 
wurde ein EU-weites Reduktionsziel von 62% 
(2005/2030) definiert2). Dagegen wurden 
Emissionen aus anderen Quellen, insbeson-
dere aus Gebäuden und Verkehr, bisher auf 
Ebene der Mitgliedsländer reguliert. Diese 
nicht vom EU-ETS erfassten Sektoren sollen 
bis 2030 eine Emissionsreduktion von 40% er-
reichen, wobei für die einzelnen Mitglieds-
länder im Rahmen der Lastenteilungsverord-
nung differenzierte Reduktionsziele gelten.  

Bisher waren demnach nationale Energie- 
und CO2-Steuern wichtige Instrumente zur 
Verringerung des Treibhausgasausstoßes. Ab 
2027 wird jedoch ein zweites, separates EU-
weites Emissionshandelssystem (ETS 2) den 
Betrieb aufnehmen. Es erfasst Emissionen aus 
dem Straßenverkehr, Gebäuden und ande-
ren Sektoren, hauptsächlich kleinen, nicht 
durch das bestehende EU-ETS geregelte In-
dustriesparten. Die Emissionszertifikate im 
ETS 2 werden vollständig versteigert, wobei 
die Einnahmen teilweise dem neuen Klima-
Sozialfonds (Social Climate Fund – SCF) zu-
fließen sollen. Der SCF wurde eingerichtet, 
um das neue Emissionshandelssystem zu er-
gänzen, negative Auswirkungen in den re-
gulierten Sektoren abzumildern, sowie von 
Energie- oder Mobilitätsarmut betroffene pri-
vate Haushalte, Verkehrsnutzer:innen und 
Kleinstunternehmen zu unterstützen. 

Die Einführung des Klima-Sozialfonds unter-
streicht, dass die EU verstärkt auf die sozialen 
Aspekte der Klimapolitik achtet. Der kräftige 
Energiepreisanstieg infolge des Ukraine-Krie-
ges zeigte, wie wichtig Ausgleichsmaßnah-
men sind, um insbesondere vulnerable Haus-
haltsgruppen vor Mehrbelastungen zu schüt-
zen, die aus Maßnahmen zur Erreichung der 
Klimaneutralität folgen können. Dazu zählen 
sowohl Energiepreiserhöhungen als auch In-
vestitionsbedarfe, etwa zur Verbesserung 
der thermischen Qualität von Wohngebäu-
den oder zur Dekarbonisierung des Heizsys-
tems. Zudem gilt es, Unterschiede in den Be-
dürfnissen und Möglichkeiten für eine Ände-
rung der Konsum- und Produktionsmuster in 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen und 
Regionen zu berücksichtigen. 

In der wissenschaftlichen Literatur zur Ökolo-
gisierung des Steuersystems und insbeson-
dere zur CO2-Bepreisung werden unter-
schiedliche Optionen der Einnahmenrück-
vergütung hinsichtlich ihres Potenzials disku-
tiert, makroökonomisch oder verteilungspoli-
tisch unerwünschte Effekte abzufedern. In 
der Praxis erfolgt die Rückvergütung zumeist 
über die Senkung von Steuern oder Sozial-
versicherungsbeiträgen oder über Pauschal-

 
2)  Zudem wird das System auf den internationalen 
Seeverkehr ausgeweitet. 
3)  Demgegenüber ermittelten Landis et al. (2019) für 
die meisten Länder selbst ohne Einnahmenrückvergü-
tung positive bis neutrale Effekte der CO2-Bepreisung. 
Rüb (2024) zeigt erhebliche Unterschiede zwischen 

zahlungen wie den (regional differenzierten) 
österreichischen Klimabonus. 

Obwohl die EU-weite CO2-Bepreisung für die 
Sektoren Gebäude und Verkehr mit ETS 2 
bereits beschlossen wurde, gibt es bislang 
kaum detaillierte Analysen der makroökono-
mischen und verteilungspolitischen Effekte 
(sowohl innerhalb als auch zwischen den 
Ländern). Bisher konzentrierten sich die Un-
tersuchungen auf die EU als Ganzes (z. B. 
Chevallier, 2011; Metcalf & Stock, 2020; Euro-
päische Kommission, 2021; Green, 2021; 
Fragkos & Fragkiadakis, 2022; Känzig, 2023; 
Känzig & Konradt, 2023), ohne die Besonder-
heiten der einzelnen Mitgliedsländer, z. B. 
Unterschiede im Energiesystem oder im Ein-
kommensniveau, zu berücksichtigen. 

In Bezug auf die verteilungspolitischen Aus-
wirkungen deuten die meisten Studien auf 
unerwünschte Effekte der CO2-Bepreisung 
auf Haushaltsebene hin, wenn die Einnah-
men nicht rückvergütet werden. In diesem 
Fall ergibt sich eine Mehrbelastung für ein-
kommensschwache Haushalte, die CO2-
Bepreisung wirkt also regressiv (Büchs, 2021; 
Cunha Montenegro et al., 2019; Rüb, 2024; 
Symons et al., 2002)3). Auf EU-Ebene hat die 
CO2-Bepreisung laut Feindt et al. (2021) 
ebenfalls problematische Verteilungswirkun-
gen, da einige Länder mit geringen Pro-
Kopf-Einkommen stärker betroffen seien. Die 
Autor:innen folgern, dass zwar auch eine 
Umverteilung auf nationaler Ebene eine pro-
gressive EU-weite Wirkung sicherstellen 
könne, eine unionsweite Umverteilung je-
doch effektiver wäre, um die am stärksten 
gefährdeten privaten Haushalte zu entschä-
digen, da die Regressivität auf EU-Ebene 
durch länderübergreifende Effekte verur-
sacht werde. 

Der vorliegende Beitrag modelliert die Ef-
fekte einer EU-weiten CO2-Bepreisung in 
Kombination mit unterschiedlichen Rückver-
gütungsoptionen mit dem makroökonomi-
schen Modell ADAGIO (Kratena et al., 2017). 
Im Mittelpunkt stehen mit Österreich und Po-
len zwei EU-Länder, die sich hinsichtlich ihrer 
Energiesysteme und der Wirtschaftsstruktur 
erheblich unterscheiden (Kletzan-Slamanig 
& Kettner, 2024). Die Ergebnisse werden mit 
jenen für die EU 27 verglichen. Der Fokus 
liegt zunächst auf den makroökonomischen 
Folgen der CO2-Bepreisung und ihren Auswir-
kungen auf den Treibhausgasausstoß. Die 
Szenarien unterstellen jeweils eine von sechs 
verschiedenen Optionen zur Einnahmen-
rückvergütung, namentlich eine Erhöhung 
des öffentlichen Konsums, Pauschalzahlun-
gen an private Haushalte, sowie Senkungen 
der arbeitnehmerseitigen Sozialversiche-

den Ländern auf, wobei mittlere Einkommensgruppen 
am stärksten belastet seien. Die Analyse von Feindt 
et al. (2021) weist darauf hin, dass die CO2-Bepreisung 
auf nationaler Ebene hauptsächlich neutrale, manch-
mal progressive Effekte hat.  

Soziale Aspekte der 
Klimapolitik gewinnen in 

der politischen Diskus-
sion an Bedeutung und 

rücken zunehmend in 
den Fokus der 

 Forschung. 

Bisher gibt es nur wenige 
Studien, die die Effekte 

einer EU-weiten CO2-
Bepreisung auf Ebene 

der Mitgliedsländer 
 analysieren. 

Der vorliegende Beitrag 
analysiert die Effekte ei-

ner EU-weiten CO2-
Bepreisung in Kombina-

tion mit unterschiedli-
chen Rückvergütungs-

optionen. 
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rungsbeiträge, der Einkommensteuern, der 
Lohnnebenkosten und der Mehrwertsteuer-
sätze. Darüber hinaus werden die Vertei-
lungseffekte der Szenarien für 15 verschie-

dene Haushaltstypen (Einkommensquintile in 
drei verschiedenen Regionstypen) unter-
sucht, wodurch eine wichtige Dimension der 
horizontalen Verteilung adressiert wird. 

2. Szenarien zur Rückvergütung 

Im Folgenden werden die zentralen Annah-
men der Politikszenarien beschrieben. Diese 
Szenarien werden mit einem kontrafakti-
schen Basisszenario verglichen, in dem keine 
CO2-Bepreisung für die nicht vom bestehen-
den EU-ETS erfassten Sektoren eingeführt 
wird. In den Politikszenarien gilt dagegen ab 
2027 ein EU-weiter CO2-Preis für diese Sekto-
ren. Er liegt in der gesamten Zehnjahresperi-
ode bis 2036 konstant bei 45 € je t CO2, was 
dem Zielpreis für das ETS 2 im Jahr 2030 ent-
spricht. In den vom bestehenden EU-ETS ab-
gedeckten Sektoren steigt der CO2-Preis von 
60 € je t im Jahr 2027 auf 120 € je t im Jahr 
2036. 

Während die Annahmen zu den CO2-
Preispfaden in allen Politikszenarien gleich 
sind, werden sechs Optionen zur Einnah-
menrückvergütung unterschieden, die ne-
gative makroökonomische Effekte sowie un-
erwünschte Verteilungseffekte abmildern 
sollen: 

 PCI: Im ersten Fall werden die Einnahmen 
aus der CO2-Bepreisung für den öffentli-
chen Konsum verwendet.  

 CDP: Der zweite Fall beinhaltet die Rück-
führung der CO2-Steuereinnahmen über 
Pauschalzahlungen (Klimadividenden) 

an die privaten Haushalte. Die Zahlun-
gen werden pro Kopf verteilt, wobei Kin-
der bis 14 Jahre einen reduzierten Betrag 
von 40% erhalten. 

 LCR: Im dritten Fall sinken die Lohnne-
benkosten durch Reduktion der arbeit-
geberseitigen Sozialversicherungsbei-
träge. Dies ist die einzige Option mit di-
rekten positiven Auswirkungen auf die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit. 

 SSCw: Die hier unterstellte Senkung der 
arbeitnehmerseitigen Sozialversiche-
rungsbeiträge hat im Gegensatz zur LCR-
Option keine direkten (positiven) Auswir-
kungen auf die preisliche Wettbewerbs-
fähigkeit. 

 ITR: Die fünfte Option beinhaltet eine 
Senkung der Einkommensteuern und äh-
nelt LCR und SSCw. Wie in CDP und 
SSCw steigt ceteris paribus das verfüg-
bare Einkommen. 

 VTR: Der sechste Ansatz zur Einnahmen-
rückvergütung ist die Senkung des Stan-
dard-Mehrwertsteuersatzes auf Waren 
und Dienstleistungen, mit Ausnahme von 
Energiegütern. Indirekt beeinflusst diese 
Option über eine reduzierte Inflation den 
Lohnsatz und damit die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit. 

   

 
Modellbeschreibung ADAGIO 
ADAGIO ist ein dynamisches globales Input-Output-Modell. Es gehört zu einer Familie von Modellen, die eine "dynamische 
neukeynesianische" Philosophie teilen (für eine detaillierte Beschreibung siehe Kratena et al., 2017). Obwohl es kein traditio-
nelles Allgemeines Gleichgewichtsmodell ("Computable General Equilibrium"-Modell – CGE) ist, zeigt ADAGIO ein gleichge-
wichtsähnliches Verhalten auf den Güter- und Arbeitsmärkten; die Bestimmungsfaktoren der Finanzmärkte (wie Zins- und 
Wechselkurse) sind jedoch exogen. Das "neukeynesianische" Element wird durch ein langfristiges Vollbeschäftigungsgleich-
gewicht repräsentiert, das kurzfristig aufgrund institutioneller Rigiditäten nicht erreichbar ist. Dazu gehören Liquiditätsbe-
schränkungen für Konsument:innen, Lohnverhandlungen und unvollkommener Wettbewerb. 

Als Input-Output-Modell ist ADAGIO nachfrageorientiert. Es geht jedoch in mehrfacher Hinsicht über traditionelle (statische) 
Input-Output-Modelle hinaus: Das Preissystem berücksichtigt – ausgehend von den gemeinsam mit den Produktionsfaktoren 
Kapital, Arbeit, Energie und importierte sowie heimische Vorleistungen bestimmten Erzeugerpreisen – nutzerspezifische Preise, 
die unterschiedliche Margen, Steuern, Subventionen und Importanteile widerspiegeln (im Außenhandel werden internatio-
nale Transport- und Handelsspannen sowie Zölle berücksichtigt). Damit ergeben sich konsistente Preissignale für die Schät-
zung der Nachfragestrukturen in Produktion, Konsum, Investitionen und Exporten. 

Für die vorliegende Analyse wurde ADAGIO um Merkmale seines Schwestermodells DYNK (einem Ein-Land-Modell mit detail-
lierter Darstellung von Energieflüssen und Emissionen, siehe z. B. Kettner et al., 2024b; Kirchner et al., 2019; Sommer & Kratena, 
2020) erweitert. Die Erweiterungen bestehen aus spezifischen Modulen zum Energiemix der Industriesektoren und zur Energie-
nachfrage der privaten Haushalte für Mobilität, Heizung und Geräte. Das Produktionsmodul wurde um die Möglichkeit der 
Substitution von Brennstoffen erweitert.  

ADAGIO basiert auf nationalen Supply-Use-Tabellen und Handelsmatrizen, die die Wirtschaft in Form von Warenflüssen zwi-
schen Sektoren und Nutzer:innen (sowie zwischen den Modellregionen) darstellen. Die Supply-Use-Tabellen beziehen sich auf 
die im WIOD-Projekt (Timmer et al., 2015) enthaltenen Regionen und umfassen 43 Länder sowie die übrige Welt. Da die 
WIOD-Datenbank nicht mehr aktualisiert wird, basiert die aktuelle Version von ADAGIO auf Supply-Use-Tabellen, die von Eu-
rostat (für die EU 27 und EU 28) und der OECD (für die sonstigen Länder) adaptiert wurden (Basisjahr 2017/18). 

 

 

Die Simulationen umfas-
sen sechs Optionen zur 
Einnahmenrückvergü-
tung, die negative mak-
roökonomische Effekte 
sowie unerwünschte 
Verteilungseffekte ab-
mildern sollen. 
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Die Einführung des CO2-Preises ist in allen 
sechs Szenarien aufkommensneutral, d. h. 
das Gesamtvolumen der Ausgleichsmaß-
nahmen entspricht den Einnahmen, die 

durch den CO2-Preismechanismus im jeweili-
gen Mitgliedsland generiert werden. 

3. Simulationsdesign und zentrale Wirkungskanäle 

Die Politikszenarien wurden mit dem makro-
ökonomischen Modell ADAGIO simuliert (Nä-
heres siehe Kasten "Modellbeschreibung 
ADAGIO"). Für die Szenarien-Simulationen 
werden folgende Annahmen zu den Staats-
einnahmen und -ausgaben getroffen: Die 
Arbeitslosenleistungen werden endogen auf 
der Grundlage der Zahl der Arbeitslosen, die 
als Differenz zwischen der Gesamtbeschäfti-
gung und dem Arbeitskräfteangebot be-
rechnet wird, und der Lohnquote bestimmt. 
Bei anderen Transferleistungen wie Pensio-
nen und Familienleistungen wird davon aus-
gegangen, dass sie real konstant bleiben 
und an die Inflation angepasst werden. 
Diese Annahme entspricht der gängigen 
Praxis und ist realistischer als die Beibehal-
tung nomineller Werte. 

Der öffentliche Konsum wird ebenfalls endo-
gen bestimmt, um einen vorher festgelegten 
Budgetdefizitpfad einzuhalten. Das Budget-
defizit entspricht der Differenz zwischen den 
Staatseinnahmen (vor allem aus Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen) und den Aus-
gaben (vor allem Arbeitslosenunterstützung 
und Staatsverbrauch). Dieser Ansatz führt zu 
ausgeprägten Effekten, da der öffentliche 
Konsum direkt auf Veränderungen sowohl 
der Einnahmen als auch der Ausgaben rea-
giert.  

Die wichtigsten exogenen Variablen sind fi-
nanzieller Art: Abgesehen von den Zinssät-
zen wird der Wechselkurs als exogen – und 
fix – angenommen. Der feste Wechselkurs 
hat große Auswirkungen auf die Modeller-
gebnisse (siehe auch Kapitel 5): In der rea-
len Welt könnte einer Verschlechterung der 
Terms-of-Trade durch Interventionen auf 
dem Devisenmarkt entgegengewirkt wer-
den; tatsächlich werden einige Wechselkurs-
schwankungen durch normale Marktkräfte 
hervorgerufen, wenn die Kapitalströme auf 
Veränderungen der Preise und des Wachs-
tums reagieren. In den vorliegenden Simula-
tionen wird von solchen Anpassungen ab-
gesehen. Infolgedessen sind die Auswirkun-
gen des CO2-Preises auf die Exporte ausge-
prägter, als sie es in der Realität (und in an-
deren Modellanwendungen) wahrscheinlich 
wären.  

Die CO2-Bepreisung beeinflusst die Wirt-
schaft in erster Linie über ihre Auswirkungen 

auf die Erzeugerpreise. Durch die Verteue-
rung der Energieinputs erhöht sie die sekt-
oralen Erzeugerpreise und in weiterer Folge 
die inländischen Verbraucherpreise. Damit 
verschlechtern sich die Terms-of-Trade, 
wodurch die preisliche Wettbewerbsfähig-
keit der Exporte sinkt und die Importnach-
frage angekurbelt wird, was sich letztlich 
dämpfend auf das BIP auswirkt. Während 
die Auswirkungen auf die Erzeugerpreise bei 
niedrigeren CO2-Preisen mäßig sind, werden 
sie bei höheren Preisen ausgeprägter, insbe-
sondere in energieintensiven Sektoren.  

Die verschiedenen Optionen zur Rückvergü-
tung der Einnahmen aus der CO2-Beprei-
sung dürften die negativen Auswirkungen 
auf die privaten Haushalte oder die Volks-
wirtschaft als Ganzes über folgende Kanäle 
abmildern:  

 Werden die Einnahmen aus der CO2-Be-
preisung für eine Erhöhung des öffentli-
chen Konsums verwendet, wirkt dies wie 
eine "antizyklische" Politik, die die negati-
ven makroökonomischen Auswirkungen 
höherer Energiekosten abmildert. 

 Werden die Einnahmen in Form einer 
Klimadividende an die privaten Haus-
halte rückvergütet, erhöht sich das ver-
fügbare Haushaltseinkommen. Dies kur-
belt den privaten Konsum an.  

 In ähnlicher Weise wirkt sich eine Sen-
kung der Sozialversicherungsbeiträge 
oder der Einkommensteuern für Arbeit-
nehmer:innen in erster Linie auf das ver-
fügbare Einkommen aus, auch wenn mit 
den Erwerbstätigen ein geringerer Anteil 
der Bevölkerung davon profitiert als von 
Klimadividenden.  

 Eine Senkung der Mehrwertsteuer auf 
nichtenergetische Güter verringert über 
die Verbraucherpreise den Lohndruck 
und damit indirekt die Arbeitskosten. In 
den Modellsimulationen wird unterstellt, 
dass die Senkung der Mehrwertsteuer 
vollständig an die Verbraucher:innen 
weitergegeben wird.  

 Die Senkung der Arbeitgeberbeiträge zur 
Sozialversicherung schließlich verringert 
direkt die Lohnnebenkosten, wodurch 
die Beschäftigung gefördert und der In-
flationsdruck gemildert wird, und wirkt 
sich stärker auf die Erzeugerpreise (also 
die Preise "ab Werkstor") aus. 

Der öffentliche Konsum 
wird im Modell endogen 

bestimmt, um einen 
vorher festgelegten 

Budgetdefizitpfad einzu-
halten; Wechselkurse 

werden als exogen und 
fix angenommen. 

Die CO2-Bepreisung 
dämpft das Wirtschafts-

wachstum. Die unter-
schiedlichen Rückver-
gütungsoptionen mil-

dern diesen Effekt über 
verschiedene Kanäle 

ab. 
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4. Simulationsergebnisse 
4.1 Auswirkungen auf die CO2-Emissionen 

Für die EU 27 ist die CO2-Emissionsreduktion 
insgesamt (EU-ETS und ETS 2) zehn Jahre 
nach Einführung der CO2-Bepreisung je 
nach Rückvergütungsoption um 6% bis 7% 
höher als im Basisszenario. In Österreich be-
trägt der Minderausstoß etwa 4% und in Po-
len zwischen 6% bis 9% (Abbildung 1). In 
ADAGIO sinken die Emissionen nach der Ein-
führung des CO2-Preises rasch. Dies geht in 
erster Linie auf die abrupte Anpassung des 
Endenergieverbrauchs der privaten Haus-
halte zurück, während der intermediäre 
(produktionsbezogene) Energieverbrauch 
langsamer reagiert. Die Ursache hierfür liegt 

in der Produktionsfunktion des Modells, die 
eine allmähliche Anpassung der Faktor-
nachfrage ermöglicht – im Gegensatz zur 
sofortigen Reaktion der Energienachfrage 
der privaten Haushalte auf Preisänderun-
gen. Diese Diskrepanz spiegelt die Herausfor-
derungen bei der ökonometrischen Model-
lierung des Verhaltens der Haushalte wider, 
insbesondere in Bezug auf Investitionsent-
scheidungen. Anders als Unternehmen ha-
ben private Haushalte oft längere Aus-
tauschzyklen für energieintensive Kapitalgü-
ter, wie z. B. Heizungsanlagen, und möglich-
erweise keinen Einfluss auf energetische Ver-
besserungen in Mietobjekten.  

 

Abbildung 1:  CO2-Emissionsreduktion im Jahr 2036 nach Rückvergütungsoption  

 

Q: WIFO-Berechnungen. PCI . . . Erhöhung des öffentlichen Konsums, CDP . . . Klimadividenden, LCR . . . Lohn-
nebenkostensenkung, SSCw . . . Senkung der arbeitnehmerseitigen Sozialversicherungsbeiträge, ITR . . . Einkom-
mensteuersenkung, VTR . . . Mehrwertsteuersenkung. 

 

4.2 Makroökonomische Effekte 

Abbildung 2 zeigt die Auswirkungen eines 
CO2-Preises von 45 € je t auf das reale BIP in 
den verschiedenen Rückvergütungsszena-
rien. Zusätzlich zu den sechs in Kapitel 2 be-
schriebenen Optionen ist auch ein Szenario 
ohne Rückvergütung ("No") enthalten. Diese 
unplausible Annahme führt – vor allem kurz-
fristig – zu extremen Ergebnissen. Der Rück-
gang des realen BIP betrüge in Polen 8,9%, 
während Österreichs relativ CO2-effiziente 
Wirtschaft im Vergleich zum Basisszenario um 
0,8% schrumpfen würde4). Auf Ebene der 
EU 27 würde das BIP im Jahr 2036 um mehr 
als 5% geringer ausfallen als im kontrafakti-
schen Basisszenario. Angesichts dieser drasti-
schen Ergebnisse wurde das Szenario ohne 

 
4)  Im Jahr 2036 führt dieses Szenario in Österreich zu 
ähnlichen Ergebnissen wie einige der Rückvergütungs-
szenarien. In den ersten acht Jahren nach Einführung 
der CO2-Bepreisung sind die Auswirkungen ohne 
Rückvergütung allerdings negativer. Den stärksten 
dämpfenden Effekt verzeichnen alle Regionen vier 

Rückvergütung in der weiteren Analyse aus-
geklammert.  

Die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung sind 
beträchtlich: Bei einem CO2-Preis von 45 € 
je t erzielt Österreich zehn Jahre nach der 
Einführung Einnahmen in Höhe von etwa 
1,6 Mrd. €. Polen lukriert 6,7 Mrd. € und die 
EU 27 etwa 77 Mrd. €, die annahmegemäß 
zur Finanzierung von Kompensationsmaß-
nahmen verwendet werden. Allerdings hat 
der CO2-Preis in den Modellsimulationen 
selbst bei einer Rückvergütung erhebliche 
negative makroökonomische Auswirkungen. 
Auf EU-Ebene sinkt das reale BIP je nach Sze-
nario um 1,0% bis 2,1%, in Österreich um 0,4% 
bis 0,9% und in Polen um 1,2% bis 3,3% im 
Vergleich zum Basisszenario.  

Jahre nach Einführung der CO2-Bepreisung. Danach 
erholt sich das BIP rasch; in Österreich ist diese Erho-
lung besonders ausgeprägt, was bis 2036 zu diesem 
scheinbar "neutralen" Effekt gegenüber anderen 
Rückvergütungsoptionen führt. 

Ohne Rückvergütung ist 
die CO2-Bepreisung mit 
negativen makroökono-
mischen Effekten ver-
bunden. 
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Die Reduktion der Lohnnebenkosten (LCR) 
und die Senkung der Mehrwertsteuer (VTR) 
führen zu den günstigsten Ergebnissen in Be-
zug auf das reale BIP. Eine Senkung der 
Lohnnebenkosten wirkt sich direkt dämp-
fend auf die Erzeugerpreise aus und wirkt so 
der durch die CO2-Bepreisung induzierten 
Verteuerung entgegen. Eine Mehrwertsteu-
ersenkung wirkt dagegen indirekt, indem sie 
die Inflation dämpft. Dies hat geringere 
Lohnsteigerungen zur Folge, was wiederum 
die Erzeugerpreise dämpft, wenn auch in 
geringerem Maße als eine Senkung der 
Lohnnebenkosten. Darüber hinaus belebt 
die Mehrwertsteuersenkung jedoch auch 
den Konsum, was bei der Lohnnebenkosten-
senkung nicht der Fall ist. In einigen Ländern, 
wie z. B. Polen, führt die Senkung der Arbeit-
geberbeiträge zur Sozialversicherung zu-
nächst zu einem Anstieg des BIP, bevor die 
negativen Preiseffekte überwiegen. Dieses 
Phänomen ist auf die Modelldynamik zu-
rückzuführen, da die dämpfende Wirkung 
der reduzierten Sozialversicherungsbeiträge 
schneller eintritt als die verzögerte Reaktion 
anderer Preisvariablen, insbesondere der 
Lohnsätze.  

Der Rückgang des realen BIP infolge der 
CO2-Bepreisung resultiert aus einer beträcht-
lichen Inflation. Manche Rückvergütungsop-
tionen können diesen Inflationsdruck jedoch 

erheblich abmildern. Während Klimadividen-
den oder erhöhte Staatsausgaben die Teue-
rung eher anheizen, können eine Senkung 
der Lohnnebenkosten und vor allem eine 
Reduktion der Mehrwertsteuer (auf Waren 
und Dienstleistungen ohne Energiegüter) die 
Verbraucherpreisinflation wirksam eindäm-
men. Wenngleich ihre dämpfende Wirkung 
auf die Verbraucherpreise schwächer ist, 
wirkt sich die Senkung der Arbeitgeberbei-
träge zur Sozialversicherung positiv auf die 
reale Exportleistung aus. Dieser Effekt ist je-
doch von Land zu Land etwas unterschied-
lich ausgeprägt. In Österreich wie auch in 
der EU insgesamt führt die Mehrwertsteuer-
senkung zu besseren Exportergebnissen als 
die Senkung der Lohnnebenkosten, wäh-
rend in Polen die beiden Szenarien in Bezug 
auf die Exporte sehr ähnliche Ergebnisse lie-
fern. Diese Unterschiede ergeben sich aus 
dem unterschiedlichen Verhältnis zwischen 
den Einnahmen aus der CO2-Bepreisung 
und den arbeitgeberseitigen Sozialversiche-
rungsbeiträgen in den einzelnen Ländern: 
Während in Österreich die Einnahmen aus 
der CO2-Bepreisung weniger als 8% der ge-
samten Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversi-
cherung ausmachen, belaufen sie sich in 
Polen auf mehr als 25%, was im Szenario LCR 
zu einer stärkeren Dämpfung der Erzeuger-
preise führt. 

 

Abbildung 2: Veränderung des realen BIP im Jahr 2036 nach Rückvergütungsoption  

 

Q: WIFO-Berechnungen. No . . . Szenario ohne Rückvergütung. PCI . . . Erhöhung des öffentlichen Konsums, 
CDP . . . Klimadividenden, LCR . . . Lohnnebenkostensenkung, SSCw . . . Senkung der arbeitnehmerseitigen So-
zialversicherungsbeiträge, ITR . . . Einkommensteuersenkung, VTR . . . Mehrwertsteuersenkung. 

 

Entgegen der Erwartung hat die regressivere 
Einnahmenrückvergütung über Einkommen-
steuersenkungen nur geringfügig ungünsti-
gere makroökonomische Ergebnisse zur 
Folge als die Rückverteilung über pauschale 
Klimadividenden. Angesichts der höheren 
marginalen Konsumneigung von privaten 
Haushalten mit niedrigem Einkommen – sie 
beträgt etwa 100%, gegenüber 60% bei 
Haushalten mit höherem Einkommen – wäre 
a priori eine stärkere positive Wirkung von 
Pauschalzahlungen zu erwarten. Die unter-

schiedlichen Konsummuster der Einkom-
mensgruppen schwächen diesen Effekt je-
doch ab. Haushalte mit geringerem Einkom-
men geben einen größeren Teil davon für 
Lebensmittel und Mieten aus, während die 
Ausgaben für Freizeit und touristische Dienst-
leistungen sowie der Anteil der imputierten 
Mieten geringer sind. Lebensmittel weisen ei-
nen relativ hohen Importanteil auf, während 
Dienstleistungen zur Freizeitgestaltung im In-
land konsumiert werden. Folglich geben 
Haushalte mit niedrigem Einkommen, die 

Eine Reduktion der Lohn-
nebenkosten und eine 

Senkung der Mehrwert-
steuer sind am besten 

dazu geeignet, negative 
makroökonomische Ef-

fekte abzumildern. 

Die sechs Rückvergü-
tungsoptionen haben 

unterschiedliche Effekte 
auf die Inflation. 

Das unterschiedliche 
Konsumverhalten der 

Haushaltsgruppen 
gleicht die Wirkung der 

einzelnen Rückvergü-
tungsoptionen aus. 



 594 CO2-Bepreisung WIFO  ■  Monatsberichte 10/2024, S. 587-598
 

anteilig mehr Nahrungsmittel konsumieren, 
einen größeren Teil ihres verfügbaren Ein-
kommens für importierte Güter aus als ein-
kommensstärkere Haushalte. Dieses Muster 
vertieft sich durch den relativ hohen Im-
portanteil von Energiegütern, die ebenfalls 
einen überdurchschnittlichen Anteil an den 
Konsumausgaben einkommensschwächerer 
Haushalte ausmachen. 

Im Gegensatz zum Lebensmittelkonsum hat 
der Wohnbau, der per Definition im Inland 
erfolgt, weniger expansive Auswirkungen. 
Der größte Teil der Mieteinnahmen kommt 
einkommensstärkeren Haushalten mit gerin-
gerer Konsumneigung zugute, was das 
Wachstum des Gesamtverbrauchs dämpft. 

Senkungen der Mehrwertsteuer (VTR) und 
der Lohnnebenkosten (LCR) wirken sich am 
günstigsten auf die Beschäftigung aus, da 

sie positive Effekte auf die Preise, die Exporte 
und damit auf das BIP haben. Umgekehrt 
sind Senkungen der arbeitnehmerseitigen 
Sozialversicherungsbeiträge (SSCw) oder der 
Einkommensteuern (ITR) sowie Klimadividen-
den (CDP) mit den ungünstigsten Ergebnis-
sen verbunden (Abbildung 3). Nur in den 
Szenarien LCR und VTR wird die Arbeitslosig-
keit wirksam eingedämmt. Polen verzeichnet 
im Modell für 2036 sogar einen Rückgang 
der Arbeitslosigkeit im Vergleich zum Ba-
sisszenario, während die Arbeitslosenquote 
in der EU 27 relativ stabil bleibt. Im Gegen-
satz dazu führen andere Szenarien, wie z. B. 
die Erhöhung des öffentlichen Konsums oder 
Einkommensteuersenkungen, in Polen zu ei-
ner Verdoppelung der Arbeitslosigkeit. Ein 
derartiger Anstieg kann nicht durch den 
Rückgang der Erwerbsbevölkerung kompen-
siert werden. 

 

Abbildung 3: Beschäftigungsrückgang im Jahr 2036 nach Rückvergütungsoption  

 

Q: WIFO-Brerchnungen. PCI . . . Erhöhung des öffentlichen Konsums, CDP . . . Klimadividenden, LCR . . . Lohn-
nebenkostensenkung, SSCw . . . Senkung der arbeitnehmerseitigen Sozialversicherungsbeiträge, ITR . . . Einkom-
mensteuersenkung, VTR . . . Mehrwertsteuersenkung. 

 

4.3 Verteilungseffekte 

Ein weiterer Fokus der Analyse liegt auf den 
Verteilungseffekten der CO2-Bepreisung un-
ter den verschiedenen Annahmen zur Ein-
nahmenrückvergütung. Das Modell unter-
scheidet entlang der Einkommensquintile 
fünf Gruppen von Haushalten, die unter-
schiedliche Merkmale aufweisen, insbeson-
dere das unterste Quintil. 

Erstens unterscheidet sich die Zusammenset-
zung des Einkommens erheblich zwischen 
den Quintilen. Das einkommensschwächste 
Fünftel der Haushalte bezieht weniger als 
20% seines Einkommens aus Löhnen, Gewin-
nen oder Vermögenserträgen, während es 
im obersten Quintil über 95% sind. Im Gegen-
satz dazu sind Sozialtransfers für das 1. Quintil 
mit über 80% die Haupteinkommensquelle, 
machen aber im obersten (5.) Quintil weni-
ger als 5% aus. Folglich hat die CO2-Beprei-
sung für einkommensschwächere Haushalte 

relativ geringere Einkommensverluste zur 
Folge, da Sozialtransfers, einschließlich Pensi-
onen, Familienleistungen und Arbeitslosen-
geld, weniger empfindlich auf wirtschaftli-
che Schwankungen reagieren. Die ange-
nommene vollständige Indexierung der 
Transfers schützt diese Haushalte zusätzlich 
vor Einkommensverlusten infolge von Kon-
junkturabschwüngen. 

Zweitens unterscheidet sich die Konsumnei-
gung deutlich zwischen den Quintilen. Haus-
halte im 1. Quintil konsumieren fast ihr ge-
samtes Einkommen, während jene im obers-
ten Quintil oft mehr als ein Drittel sparen. 
Darüber hinaus variiert die Konsumstruktur, 
wobei der Energieverbrauch über die Quin-
tile hinweg relativ homogen ist (er beträgt 
rund 10% in Österreich und 16% in Polen), 
sich aber nach Nutzungsart unterscheidet: 
Strom und Heizung sind für einkommens-
schwächere Haushalte in relativer Betrach-
tung wichtiger, der private Verkehr für 

Eine Erhöhung des öf-
fentlichen Konsums ist 
mit dem stärksten Rück-
gang an Beschäftigung 
verbunden. 

Die Verteilungseffekte 
spiegeln die unter-
schiedliche Einkom-
mensstruktur und Kon-
sumneigung der fünf 
Haushaltsgruppen wider. 
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einkommensstärkere. Ärmere Haushalte 
wenden tendenziell einen größeren Anteil ih-
res Einkommens für Energie auf, was sie an-
fälliger für Preissteigerungen macht. Darüber 
hinaus haben Nahrungsmittel und Wohn-
raum im Warenkorb einkommensschwäche-
rer Haushalte ein höheres Gewicht, während 
solche Haushalte weniger für Freizeitaktivitä-
ten und Dienstleistungen ausgeben. Dies be-
einflusst die Wirkung der unterschiedlichen 
Einnahmenrückvergütungsoptionen. 

Es ist wichtig zu beachten, dass das Haus-
haltseinkommen und seine Struktur nicht sta-
tisch sind. Die Haushalte können im Laufe 
der Zeit verschiedenen Einkommensquintilen 
angehören, was die Analyse der Verteilungs-
effekte erschwert. Ein dynamisches Mikrosi-
mulationsmodell wäre erforderlich, um die 
Auswirkungen auf die einzelnen Haushalte 
genau zu erfassen. 

Mit Ausnahme der Rückvergütung über eine 
Senkung der arbeitgeberseitigen Sozialver-

sicherungsbeiträge (LCR) dämpft die CO2-
Bepreisung das verfügbare Einkommen är-
merer Haushalte im Allgemeinen schwächer 
als jenes reicherer Haushalte. Dies ist in erster 
Linie auf die Indexierung der Transfers zu-
rückzuführen, die einen gewissen Schutz vor 
Inflation bietet. In einigen Fällen führt dieser 
Mechanismus in der Anfangsphase des Si-
mulationszeitraums sogar zu Nettogewinnen. 

In den meisten Rückvergütungsszenarien 
bleibt das real verfügbare Einkommen der 
einkommensschwächeren Quintile relativ 
stabil. Klimadividendenzahlungen bedeuten 
für diese Gruppen sogar leichte Einkom-
menszuwächse. In Österreich ähneln sich die 
Effekte in den Quintilen 4 und 5 sowie 2 und 
3. In Polen ist das nicht der Fall, da die Ver-
luste aufgrund der negativen makroökono-
mischen Effekte infolge der CO2-Bepreisung 
mit dem Einkommen zunehmen (Abbil-
dung 4). 

  

Übersicht 1: Real verfügbares Einkommen im Jahr 2036 nach Rückvergütungsoption und 
Haushaltseinkommensquintilen  

 PCI CDP LCR SSCw ITR VTR 
 Veränderung des real verfügbaren Einkommens in % gegenüber dem Basisszenario 

Österreich       
1. Quintil  – 0,2  + 0,6  – 0,2  – 0,2  – 0,2  – 0,1 
2. Quintil  – 0,8  + 0,0  – 0,4  – 0,5  – 0,5  – 0,3 
3. Quintil  – 1,2  – 0,6  – 0,6  – 0,7  – 0,9  – 0,5 
4. Quintil  – 1,6  – 1,0  – 0,8  – 1,0  – 1,2  – 0,6 
5. Quintil  – 1,5  – 1,2  – 0,7  – 0,9  – 0,8  – 0,4 
Insgesamt  – 1,3  – 0,8  – 0,6  – 0,8  – 0,8  – 0,4 
        
Polen       
1. Quintil  – 1,0  + 3,5  – 0,6  – 0,7  + 0,0  – 0,3 
2. Quintil  – 2,0  + 1,7  – 0,9  – 1,2  – 0,6  – 0,7 
3. Quintil  – 3,2  – 0,5  – 1,2  – 1,9  – 1,6  – 1,3 
4. Quintil  – 4,2  – 2,4  – 1,6  – 2,6  – 2,6  – 1,8 
5. Quintil  – 4,7  – 4,3  – 2,0  – 3,3  – 3,2  – 2,0 
Insgesamt  – 3,9  – 2,3  – 1,6  – 2,6  – 2,4  – 1,6 
        
EU 27       
1. Quintil  – 0,2  + 1,8  – 0,1  – 0,1  – 0,1  + 0,0 
2. Quintil  – 1,1  + 0,5  – 0,6  – 0,8  – 0,6  – 0,4 
3. Quintil  – 1,8  – 0,8  – 0,9  – 1,3  – 1,2  – 0,7 
4. Quintil  – 2,6  – 1,9  – 1,3  – 1,9  – 1,9  – 1,1 
5. Quintil  – 2,7  – 2,5  – 1,5  – 2,1  – 1,8  – 1,1 
Insgesamt  – 2,2  – 1,5  – 1,2  – 1,6  – 1,5  – 0,9 

Q: WIFO-Berechnungen. PCI . . . Erhöhung des öffentlichen Konsums, CDP . . . Klimadividenden, LCR . . . Lohn-
nebenkostensenkung, SSCw . . . Senkung der arbeitnehmerseitigen Sozialversicherungsbeiträge, ITR . . . Einkom-
mensteuersenkung, VTR . . . Mehrwertsteuersenkung. 

 

Die Rückvergütung über Klimadividenden 
(CDP) sticht insofern heraus, als sie sowohl in 
Österreich als auch in Polen zu leichten Ein-
kommensgewinnen für Haushalte im unters-
ten Quintil führt, die vor allem städtischen 
Haushalten zugutekommt. Im 2. und 3. Quin-
til werden die positiven Auswirkungen der 
Klimadividende in städtischen Gebieten je-
doch durch erhebliche Lohneinbußen über-

kompensiert, was insgesamt einen Einkom-
mensrückgang zur Folge hat. 

In den übrigen Rückvergütungsszenarien 
sind die stärksten negativen Effekte im un-
tersten Einkommensquintil (1. Quintil) in Regi-
onen mit mittlerer Besiedlungsdichte zu be-
obachten (Abbildung 4). Im Gegensatz 
dazu sind in städtischen Gebieten die Quin-

Klimadividenden sind 
am besten dazu geeig-

net, negative Effekte der 
CO2-Bepreisung auf ein-

kommensschwache 
Haushalte zu kompen-

sieren. 

Regionale Unterschiede 
in den Verteilungseffek-

ten spiegeln die unter-
schiedliche regionale 

Einkommensstruktur 
 wider. 
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tile 2 und 3 am stärksten von Einkommens-
verlusten betroffen, was vor allem auf die 
Löhne zurückzuführen ist, die in Städten eine 
wichtigere Einkommenskomponente darstel-
len als im ländlichen Raum. Dagegen ver-
zeichnen die oberen Einkommensquintile 4 

und 5 in städtischen Regionen geringere Ein-
kommensverluste als in den anderen Regio-
nen, da sie erheblich von Steuersenkungen 
auf verschiedene Einkommensquellen profi-
tieren. 

 

Abbildung 4: Real verfügbares Einkommen im Jahr 2036 nach Rückvergütungsoption, Haushaltseinkommensquintilen 
und Regionstyp  

 

Q: WIFO-Berechnungen. Die nationalen Ergebnisse wurden mit Hilfe von Informationen aus EU-SILC regionalisiert. PCI . . . Erhöhung des öffentlichen 
Konsums, CDP . . . Klimadividenden, LCR . . . Lohnnebenkostensenkung, SSCw . . . Senkung der arbeitnehmerseitigen Sozialversicherungsbeiträge, 
ITR . . . Einkommensteuersenkung, VTR . . . Mehrwertsteuersenkung. 

5. Diskussion 

Die Modellannahmen beeinflussen die Er-
gebnisse erheblich. So führt die gewählte 
"Model Closure" – die Randbedingung eines 
konstanten Haushaltsdefizits – tendenziell zu 
ausgeprägteren Ergebnissen. Annahmen 
zum Wechselkurs – für die Simulationen 

wurden fixe Wechselkurse unterstellt – und 
zur Exogenität des technologischen Fort-
schritts spiegeln sich ebenfalls in den Resul-
taten.  

Modellannahmen be-
züglich "Model Closure", 
Wechselkursen und 
technischem Fortschritt 
beeinflussen die Ergeb-
nisse erheblich. 
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Um die Bedeutung der ersten beiden Fakto-
ren zu bewerten, wurde eine Reihe von Sen-
sitivitätsanalysen durchgeführt (Kettner 
et al., 2024a). Sie zeigten, dass die Verwen-
dung einer anderen "Model Closure" (Kon-
stanthaltung des realen öffentlichen Kon-
sums anstelle des Haushaltsdefizits) mittelfris-
tig zu moderateren Ergebnissen führt, ob-
wohl die Unterschiede kurzfristig viel stärker 
ausgeprägt sind. Die Wechselkursentwick-
lung hat einen beträchtlichen Einfluss auf die 
Ergebnisse, obwohl das Modell sie wahr-
scheinlich überbewertet: Auf dem Weltmarkt 
werden einige Güter in Dollar bepreist; für 
diese können inländische Preiserhöhungen 
nicht einfach "weggewertet" werden. 
ADAGIO kann jedoch nicht zwischen Gü-
tern, die in nationaler Währung gehandelt 
werden, und in Dollar gehandelten Gütern 
unterscheiden, wodurch es der Einfluss der 
Wechselkurse überschätzt. 

Die dritte Annahme, die Exogenität des 
technologischen Fortschritts, bedeutet nicht, 
dass es keinen technologischen Fortschritt 
gibt; er ist vielmehr in den Gleichungen zur 
Beschreibung der Faktoranteile in den sekt-
oralen Produktionsprozessen enthalten. Er ist 

jedoch in allen Szenarien identisch. Die Exo-
genitätsannahme ist aufgrund folgender As-
pekte nicht allzu problematisch: Zum einen 
ist über den relativ kurzen Untersuchungszeit-
raum von zehn Jahren das Potenzial der 
CO2-Bepreisung, den technologischen Fort-
schritt spürbar zu beeinflussen, ebenso be-
grenzt wie das Potenzial für die Einführung 
klimafreundlicher Produkte – Kfz mit fossilem 
Antrieb, die heute gekauft werden, werden 
zumeist noch in zehn Jahren in Gebrauch 
sein. Andere Technologien (wie Gebäude 
und Heizsysteme) haben eine noch längere 
Lebensdauer. Außerdem ist die Endogenisie-
rung des technologischen Fortschritts 
schwierig, da sie eine gewisse "Elastizität" der 
Energieeffizienz (direkt oder indirekt über For-
schung und Entwicklung, Innovation und In-
vestitionen) in Bezug auf die Energiepreise 
voraussetzen würde. Große Fortschritte – so-
wohl bei der Energieeffizienz als auch hin-
sichtlich anderer Dimensionen – folgen aller-
dings nicht einem linearen Pfad, sondern re-
sultieren aus Durchbrüchen. Bei der Berück-
sichtigung des technologischen Fortschritts 
ist darauf zu achten, nicht voreilig von sol-
chen Entwicklungen auszugehen.

6. Schlussfolgerungen 

Die wichtigsten Schlussfolgerungen der vor-
liegenden Analyse beziehen sich auf vier 
Kernpunkte. Der erste Punkt betrifft die Ver-
wendung von makroökonomischen Model-
len zur Analyse politischer Maßnahmen, wie 
z. B. der Einführung einer CO2-Bepreisung. 
Wie sich zeigte, sind die Ergebnisse der Simu-
lationen nicht nur von den Szenarienannah-
men (z. B. Höhe des CO2-Preises) abhängig, 
sondern werden auch erheblich von den 
Modellannahmen (z. B. der angewandten 
"Model Closure") beeinflusst. Dies macht 
deutlich, wie wichtig eine klare und transpa-
rente Beschreibung der Modellannahmen 
ist. 

Zweitens bestätigt die Analyse den Trade-off 
zwischen makroökonomischer Effizienz und 
Verteilungsgerechtigkeit im Hinblick auf ver-
schiedene Optionen der Einnahmenrückver-
gütung (siehe z. B. Goulder et al., 2019; 
Kettner et al., 2024b; Kirchner et al., 2019). 
Unter den sechs untersuchten Optionen ver-
hindern nur Klimadividenden wirksam Ein-
kommensverluste für einkommensschwache 
Haushalte des 1. und 2. Quintils. In Bezug auf 
die makroökonomischen Effekte schneiden 
Klimadividendenzahlungen jedoch deutlich 
schlechter ab als Senkungen der Lohnne-
benkosten oder der Mehrwertsteuersätze. 
Eine vorgelagerte Bedürftigkeitsprüfung oder 
die Koppelung der Klimadividende an die 
Einkommensteuer könnte es ermöglichen, 
einen Teil der Einnahmen aus der CO2-Be-

 
5)  Der Just Transition Fund (Fonds für einen gerechten 
Übergang) ist ein Instrument der Kohäsionspolitik, das 
im Rahmen des europäischen "Green Deal" eingeführt 
wurde. Ziel des Fonds ist es, jene Regionen, die vom 

preisung für andere Politikoptionen zu ver-
wenden und auf einen Maßnahmenmix zu 
setzen. So ließe sich z. B. eine Senkung der 
Lohnnebenkosten als die aus makroökono-
mischer Sicht effizienteste Rückvergütungs-
option umsetzen, ohne vollständig auf die 
positiven Verteilungseffekte der Klimadivi-
dende zu verzichten. 

Drittens zeigen die Ergebnisse für Polen, dass 
Länder, die mit größeren sozioökonomischen 
Herausforderungen im Zusammenhang mit 
der Dekarbonisierung konfrontiert sind, eine 
höhere Unterstützung benötigen. Dies ist auf 
eine überdurchschnittliche CO2-Intensität zu-
rückzuführen, die durch eine geringere Wirt-
schaftsleistung und einen verzögerten in-
dustriellen Strukturwandel noch verschärft 
wird. Der Just Transition Fund5) der EU kann 
dazu beitragen, die negativen sozioökono-
mischen Auswirkungen der grünen Transfor-
mation abzumildern und eine Verschärfung 
der Ungleichheiten innerhalb und zwischen 
den EU-Ländern zu verhindern. 

Als letzter wichtiger Aspekt muss die CO2-Be-
preisung in einen breiteren Policy-Mix einge-
bettet werden, um die Klimaziele zu errei-
chen. So gilt es, technologische Innovation 
und deren Anwendung (Steigerung der 
Energieeffizienz, Umstellung auf kohlenstoff-
arme Technologien und umweltfreundliche 
Industrieprozesse) zu unterstützen. Dazu müs-
sen optimale Bedingungen für Forschung 

Übergang zur Klimaneutralität am stärksten betroffen 
sind, zu unterstützen, um zu verhindern, dass regionale 
Ungleichheiten zunehmen (Verordnung (EU) 
2021/1056).  

Die Analyse bestätigt 
den Trade-off zwischen 

makroökonomischer Ef-
fizienz und Verteilungs-

gerechtigkeit. 

Eine CO2-Bepreisung 
muss in einen umfassen-
den Politikmix eingebet-

tet werden, um die Kli-
maziele zu erreichen. 
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und Entwicklung geschaffen und Investitio-
nen in neue, effizientere Technologien und 
Prozesse aufseiten der Industrie und der pri-
vaten Haushalte gefördert werden, um 

sowohl ökologische Effektivität als auch wirt-
schaftliche Wettbewerbsfähigkeit zu ge-
währleisten. 
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